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TOP 33:

Verordnung zur Änderung eier- und fleischhandelsrechtlicher 
Vorschriften

Drucksache: 543/18

I. Zum Inhalt der Verordnung

Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/1182 der Kommission vom 20. April 

2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates in Bezug auf die Handelsklassenschemata der Union 

für Schlachtkörper von Rindern, Schweinen und Schafen und zur Meldung der 

Marktpreise für bestimmte Kategorien von Schlachtkörpern und lebenden Tie-

ren enthält zahlreiche Ermächtigungen für die Mitgliedstaaten, auf Grund derer 

die Klassifizierung und Kennzeichnung von Schlachtkörpern der genannten 

Tierarten näher ausgestaltet werden kann. 

Die vorliegende Verordnung dient einerseits dazu, im nationalen Recht zu re-

geln, wie die Ermächtigungen, soweit von ihnen Gebrauch gemacht werden 

soll, genutzt werden sollen. Andererseits sollen mit dieser Verordnung markt-

ordnungsrechtliche und handelsklassenrechtliche Vorschriften an EU-rechtliche 

Vorgaben und an den sich aus der Kontrollpraxis ergebenden Regelungsbedarf 

angepasst werden. 

Zur Erreichung dieser Zielsetzung bedarf es der Änderung folgender Verord-

nungen:

- Verordnung über gesetzliche Handelsklassen und Kategorien für Rinder-

schlachtkörper, 

- Verordnung über gesetzliche Handelsklassen für Schweineschlachtkörper, 

- Verordnung über gesetzliche Handelsklassen für Schaffleisch, 

- Verordnung über die Preismeldung bei Schlachtkörpern und deren Kenn-

zeichnung,
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- Verordnung über die Anforderungen an die Zulassung von Klassifizie-

rungsunternehmen und Klassifizierern für Schlachtkörper von Rindern, 

Schweinen und Schafen, 

- Verordnung über Vermarktungsnormen für Geflügelfleisch, 

- Verordnung über Vermarktungsnormen für Eier, 

- Verordnung über Vermarktungsnormen für Bruteier und Küken von Haus-

geflügel. 

Zudem sind die in diversen nationalen Vorschriften enthaltenen Verweise und 

Bezugnahmen auf die zwischenzeitlich aufgehobene Verordnung (EG) 

Nr. 1234/2008 an die geltende Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame 

Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der 

Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und 

(EG) Nr. 1234/2007 anzupassen und zu aktualisieren. 

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz

empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des 

Grundgesetzes nach Maßgabe von Änderungen zuzustimmen, um fachlichen 

Erfordernissen Rechnung zu tragen.

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung unverän-

dert zuzustimmen.

Einzelheiten ergeben sich aus Drucksache 543/1/18.


